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Meinung

Bling-
Bling

So gesehen Warum Angela
Merkel sich im Wahl-

kampf neu erfinden sollte

Je energischer Martin Schulz
erscheint, desto verzagter
wirkt Angela Merkel. Der
SPD-Kanzlerkandidat tritt
nach Jahren als Spitzenverdie-
ner im Brüsseler Sumpf heute
erfolgreich in der Rolle als An-
walt der kleinen Leute gegen
das Establishment auf. Merkel
dagegen glaubt, sie müsse
grau und nüchtern bleiben,
weil sie schon immer so war.
Das zeigt, dass sie die Mög-
lichkeiten des postfaktischen
Zeitalters nicht begriffen hat. 

Bei der Wahl zum neuen
Bundespräsidenten sah man,
dass es auch anders ginge.
Dort stand Merkel mit Drag-
queen Olivia Jones zusam-
men, die hatte ihren Arm läs-
sig auf die Schulter der
 Kanzlerin gelegt, ihre orange -
farbene Mähne leuchtete,
Strass glitzerte. Das hat Mer-
kels Bling-Bling-Faktor deut-
lich erhöht. Und war nicht
kürzlich Richard Gere bei ihr?
Sie könnte mit einem Augen-
zwinkern erklären, beim
Treffen sei es nicht nur um
Tibet gegangen. 

In diesem Wahlkampf ist
kein Politiker mehr Gefange-
ner seiner Biografie. Statt
brav die Wagner-Festspiele
abzusitzen, müsste Merkel
bei einem Popkonzert ihr
Haar schütteln – Beyoncé
statt Bayreuth. Sie sollte
nicht mehr in beigefarbener
Windjacke an der Seite von
Herrn Sauer wandern, son-
dern beim Freeclimbing an
der Eigernordwand neue
Kraft schöpfen. Sie müsste
den Bürgern erklären, sie
zöge zur Entspannung gern
mal einen Joint durch. Im
Übrigen sei ihr Motto: „No
risk – no fun!“ Neben dieser
neuen Merkel sähe Martin
Schulz plötzlich grau und
 bärtig aus. Ralf Neukirch

Kittihawk

Jan Fleischhauer Der schwarze Kanal

Linke Selbstjustiz
Vor ein paar Jahren rief
mich einmal der Kolle-
ge Henryk Broder an
und fragte, ob ich
am nächsten Tag an
der berühmten Lon-
don School of Econo-

mics eine Podiumsdis-
kussion leiten könne. Die

ursprünglich vorgesehene Moderatorin
habe leider abgesagt. Wie sich herausstell-
te, sollte auf dem Podium neben Broder
und zwei weiteren Gästen Thilo Sarrazin
sitzen, das reichte, um einen Teil der Stu-
denten in Aufruhr zu versetzen. Wir konn-
ten dann auch nicht an der Uni auftreten,
weil die Demonstranten die Unileitung so
unter Druck setzten, dass sie zwei Stunden
vor Beginn ein Hausverbot erteilte. Die
Diskussion fand schließlich in einem Hotel-
saal um die Ecke statt.

Die Gruppe, die den Protest anführte,
nannte sich Free Speech Society. Ich hielt
das für eine besondere Form des Sarkas-
mus, bis man mir sagte, dass es den Protes-
tierenden mit dem Titel absolut ernst sei.
Sie würden die Freiheit der Rede schützen,
indem sie Leute wie Sarrazin nicht reden
ließen, erklärte man mir – eine der wun-
derbaren Verdrehungen der politischen
Sprache, für die niemand ein so feines Ohr
besaß wie George Orwell, der nicht weit
entfernt von der Hochschule im Newman
Arms sein Bier getrunken hat.

Ich musste jetzt wieder an den Vorfall
denken, als ich davon las, dass eine Reihe
linker Gruppen mit aller Macht versucht,
den nächsten Bundesparteitag der AfD zu
verhindern. Das Hotel Maritim in Köln, in

dem der Parteitag stattfinden soll, wird seit
Wochen bestürmt, die Reservierung der
 Tagungsräume rückgängig zu machen, ei -
nige Mitarbeiter haben Todesdrohungen
 erhalten. Das mit den Drohungen fänden
die Aktivisten, die hinter den Protesten
stehen, auch nicht in Ordnung, wie sie
 sagen. Es veranlasst sie aber nicht, die
 Aktion abzublasen oder zu überdenken.

Es macht mich immer skeptisch, wenn
Menschen das Recht in die eigenen Hände
nehmen. Wie die Geschichte lehrt, gibt es
schnell kein Halten mehr, sobald man ein-
mal damit anfängt, bestimmten Gruppen,
deren Meinung man nicht mag, das Ver-
sammlungsrecht zu bestreiten. Ich bin si-
cher, auch die Kommunisten oder die Na-
zis sahen sich im Recht, als sie ihre Gegner
zum Schweigen brachten. Die Anti-AfD-
Demonstranten würden diesen Vergleich
vermutlich empört von sich weisen, aber,
was die Selbstgerechtigkeit angeht, ist der
Unterschied kleiner, als sie denken.

Wenn das Fundament der Demokratie
anderswo wackele, müsse Deutschland
umso fester darauf stehen, hat der neue
Bundespräsident gesagt: „Lasst uns mutig
sein!“ Ich finde, das wäre eine schöne Auf-
gabe für Frank-Walter Steinmeier: Anstatt
wie angekündigt jungen Menschen ins Ge-
wissen zu reden, dass sie bei Twitter nicht
so hässliche Sachen schreiben, könnte er
seine Stimme erheben und für die Mei-
nungsfreiheit in Deutschland eintreten.
Steinmeier für das Versammlungsrecht der
AfD: Das wäre ein mutiges Signal!

An dieser Stelle schreiben Jakob Augstein, 
Jan Fleischhauer und Markus Feldenkirchen im Wechsel.


